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Konsumentensouveränität auf
Vorsorgemärkten eingeschränkt
Mangelnde „Financial Literacy“ in Deutschland

Mit der Einführung der privaten Riester-Rente und der privaten Versicherung des
Zahnersatzes ist Deutschland – wie Bundespräsident Horst Köhler es formulierte –
auf dem Weg, „eine neue Balance von Eigenverantwortung und kollektiver Absiche-
rung“ zu finden.1 Es ist zu vermuten, dass mittelfristig die Verlagerung der Risiko-
absicherung in den privaten Bereich einen noch wesentlich stärkeren Umfang an-
nehmen wird. Der freiwilligen Eigenvorsorge wird damit auch qualitativ eine neue
Bedeutung zuwachsen: Künftig wird sie nicht mehr nur ergänzenden Charakter
haben, sondern die staatlich erzwungene und organisierte Vorsorge in Teilen er-
setzen. Wenn dies funktionieren soll, sind Markttransparenz und informierte Ver-
braucher unerlässlich. Auf die steigerungsfähige Transparenz auf Versicherungs-
märkten weisen Verbraucherschutzverbände schon seit langem hin.

In diesem Bericht wird untersucht, inwiefern Verbraucher als informiert gelten
können. Es zeigt sich, dass es in Deutschland um die „Financial Literacy“ bislang
nicht zum Besten gestellt ist. So schätzt nicht einmal die Hälfte der 30- bis 50-
Jährigen die Sicherheit verschiedener Anlageformen richtig ein, und ein Drittel
weiß nicht, dass die Kündigungskosten von Kapitallebensversicherungen in den
ersten Jahren nach Vertragsabschluss die höchsten von allen Anlageprodukten
sind.

Wissen über finanzielle Zusammenhänge und Erfahrung mit Finanzprodukten
werden international unter dem Begriff der „Financial Literacy“ diskutiert, der
sich als „Finanz-Alphabetismus“ übersetzen lässt. Genauso wie zum Alphabetis-
mus neben dem abstrakten Wissen über Buchstaben, Worte und Grammatik auch
deren praktische Anwendung in Form von Lesen und Schreiben gehört, umfasst
der Finanz-Alphabetismus sowohl das abstrakte Wissen über grundlegende
finanzielle Zusammenhänge und die Funktionsweise von Finanzprodukten als
auch die konkrete Erfahrung im Umgang mit Anlage- und Versicherungspro-
dukten.

Die „Vorsorgeerhebungen 2002 und 2003“ der Bertelsmann Stiftung (BST) be-
ziehen 30- bis 50-jährige Personen in Deutschland ein, also die wesentliche
Zielgruppe für finanzielle Vorsorge.2 Da die Befragung mittels Telefoninter-

1 Vgl.: „Wir können in Deutschland vieles möglich machen“, www.bundespraesident.de/frameset/index.jsp, S. 8.
2 Vgl. zu einer ausführlichen Beschreibung des methodischen Vorgehens Thorsten Heien und Klaus Kortmann:
Repräsentative Erhebung zu Vorsorgesituation und -verhalten der 30- bis 50-Jährigen in Deutschland. Methoden-
bericht (Wellen 1/2). Bertelsmann Stiftung Vorsorgestudien 19. München 2003. Download unter: www.vorsorge-
studien.de.
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Tabelle 1

Anteil der 30- bis 50-jährigen Befragten mit ausgewählten Versicherungsprodukten,
2. Quartal 2002
In %

Persönliches Bruttoeinkommen1

Alte Neue
Versicherungsprodukt Insgesamt Männer Frauen Bundes- Bundes- bis 3 000 DM ab

länder länder 3 000 DM bis unter 5 000 DM
5 000 DM

Unfallversicherung 69,2 73,2 65,0 66,3 80,8 68,2 70,2 68,6
Lebensversicherung 57,5 62,0 52,9 57,9 55,8 48,9 61,6 70,6
Riester-Rente 8,9 10,3 7,4 8,2 11,5 7,8 11,2 7,8
Andere Rentenversicherung 32,0 34,4 29,5 34,2 23,2 21,7 36,5 41,7
Berufsunfähigkeitsversicherung 33,3 40,6 25,7 33,0 34,2 24,5 38,7 42,1
Krankenzusatzversicherung 13,6 12,7 14,4 14,9 8,0 11,4 15,1 16,4

Nachrichtlich:

Durchschnittliche Anzahl von
Versicherungen 2,5 2,7 2,2 2,5 2,4 2,0 2,6 3,0

1 Angaben zum Einkommen in der Erhebung 2002 noch in D-Mark.

Quellen: Bertelsmann Stiftung Vorsorgeerhebung 2002; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2004

view erfolgte, dürften die Antworten von den Be-
fragten selbst und ohne Konsultation weiterer Per-
sonen oder Hilfsmittel gegeben worden sein.3

Financial Literacy in Deutschland

Ein guter Indikator für die Berührung der Bürger
mit komplexen Finanzprodukten ist die Anzahl
der Versicherungsprodukte, die sie freiwillig ab-
geschlossen haben. Die entsprechenden Angaben
sind in Tabelle 1 aufgeführt. Es zeigt sich, dass die
Anzahl der Versicherungsprodukte deutlich vom
persönlichen Bruttoeinkommen abhängt, während
sie nach Geschlecht und Region (alte bzw. neue
Bundesländer) nur gering variiert. Bei der Unfall-
versicherung und der Riester-Rente lässt sich da-
gegen kein systematischer Zusammenhang zwi-
schen Verbreitungsgrad und Einkommenshöhe er-
kennen.

Um den Kenntnisstand über Finanzprodukte zu er-
fassen, wurden die Befragten gebeten, fünf Kate-
gorien von Anlageformen (Kapitallebensversiche-
rung, Aktien und Aktienfonds, Sparbuch, festver-
zinsliche Wertpapiere sowie Immobilienfonds) hin-
sichtlich Risiko, Rendite und Kosten zu bewerten.
Insgesamt zeigt sich eine relativ große Unsicher-
heit. Allerdings steigt der Anteil richtiger Antwor-
ten in der Regel mit dem Einkommen (Tabelle 2).
Auch trauen sich Bezieher höherer Einkommen
eine Antwort auf die Finanzfragen häufiger zu
bzw. verweigern die Antwort seltener als Bezieher
niedriger Einkommen.

Besonders bedenklich sind die Einschätzungen
zur Sicherheit gegen Wertverlust. Die sicheren

Anlageformen werden im Durchschnitt der Bevöl-
kerung noch nicht einmal von der Hälfte der Be-
fragten richtig angegeben (oberer Block von Ta-
belle 2). Aber 27 % der Befragten schreiben Aktien
eine hohe Sicherheit gegen Wertverlust zu, obwohl
diese Frage zu einem Zeitpunkt gestellt wurde,
nachdem der deutsche Aktienindex DAX in den
beiden Jahren zuvor die Hälfte seines Wertes ver-
loren und nach einer kurzen Zwischenerholung
neue Kursverluste zu verzeichnen hatte. Die Auf-
schlüsselung nach der Höhe des Einkommens
zeigt, dass die Befragten Aktien für umso sicherer
halten, je mehr sie verdienen. Hier wird offen-
sichtlich die langfristige mögliche Rendite von
Aktien mit kurzfristiger Sicherheit verwechselt.

Aktien als die Anlageform mit dem langfristig
höchsten Wertzuwachs (mittlerer Block von Ta-
belle 2) werden von lediglich knapp der Hälfte der
Befragten genannt. Bezieher höherer Einkommen
liegen hier mit ihrer Einschätzung doppelt so häu-
fig richtig wie Bezieher niedriger Einkommen.

Bezüglich der Kündigungskosten (unterer Block
von Tabelle 2) liegt eine Zweidrittelmehrheit der
Befragten mit der Kapitallebensversicherung zwar
richtig, doch immerhin ein Drittel falsch. Im un-
tersten Einkommensbereich – in dem Stornierun-
gen besonders häufig vorkommen – wissen sogar
knapp 40 % nicht, dass bei Kündigungen von Ka-
pitallebensversicherungen die höchsten Kosten
entstehen.

3 Die in der Erhebung 2002 erbetenen Angaben zur Einkommensposi-
tion und zur Einschätzung finanzieller Werte wurden noch in D-Mark
abgefragt.
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Tabelle 2

Einschätzungen der 30- bis 50-jährigen Befragten zu Risiko, Rendite und Kündigungs-
kosten verschiedener Finanzprodukte, 2. Quartal 20021

In %

Persönliches Bruttoeinkommen2

Alte Neue
Finanzprodukt Insgesamt Männer Frauen Bundes- Bundes- bis 3 000 DM ab

länder länder 3 000 DM bis unter 5 000 DM
5 000 DM

Welches Anlageprodukt bietet
eine hohe Sicherheit gegen
Wertverlust?
(Mehrfachnennung möglich)

    Kapitallebensversicherung 47,6 44,3 51,1 48,2 45,0 49,2 48,6 45,0
    Aktien, Aktienfonds 26,9 29,0 24,6 28,5 20,3 22,5 26,9 33,0
    Sparbuch 27,2 25,2 29,3 25,4 34,6 31,1 27,3 21,3
    Festverzinsliche Wertpapiere3 43,7 46,4 40,9 45,4 36,7 35,4 48,7 51,0
    Immobilienfonds4 46,6 47,9 45,2 48,0 40,8 40,9 50,2 50,3
    Weiß nicht/keine Angabe 8,4 6,2 10,3 7,5 11,1 10,6 6,6 4,4

Welches Anlageprodukt hatte
in den letzten 20 Jahren den
höchsten Wertzuwachs?

    Kapitallebensversicherung 10,4 8,9 12,0 10,2 11,3 13,8 10,4 6,2
    Aktien, Aktienfonds 44,5 50,2 38,6 46,0 38,7 32,7 45,1 63,3
    Sparbuch 1,9 0,7 3,0 1,6 2,8 3,6 0,9 0,3
    Festverzinsliche Wertpapiere 8,8 8,2 9,4 8,8 8,9 10,6 9,2 4,9
    Immobilienfonds 23,4 24,0 22,6 22,8 25,5 25,1 24,5 21,2
    Weiß nicht/keine Angabe 11,1 7,9 14,3 10,6 12,8 14,1 9,8 4,3
Summe 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Welches Anlageprodukt hat
in den ersten drei Jahren die
höchsten Kündigungskosten?

    Kapitallebensversicherung 67,6 70,4 64,8 68,3 65,1 60,6 66,6 83,5
    Aktien, Aktienfonds 9,3 10,4 8,2 8,7 11,5 9,7 11,3 4,9
    Sparbuch 3,3 3,3 3,2 3,2 3,6 4,4 3,1 1,4
    Festverzinsliche Wertpapiere 4,8 3,8 5,8 4,8 4,8 6,5 4,1 3,4
    Immobilienfonds 3,7 2,9 4,4 4,2 1,4 4,2 4,2 1,7
    Weiß nicht/keine Angabe 11,4 9,3 13,6 10,8 13,7 14,4 10,7 5,0
Summe 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

1 Die richtigen Antworten sind fett gedruckt. 4 Keine eindeutige Bewertung der Richtigkeit möglich, da aus der
2 Angaben zum Einkommen in der Erhebung 2002 noch in D-Mark. Fragestellung nicht hervorgeht, ob die eher sicheren offenen oder die
3 Bei der Bewertung wurde angenommen, dass das festverzinsliche eher riskanten geschlossenen Immobilienfonds gemeint sind.
Wertpapier bis zum Ende der Laufzeit (i. d. R. fünf bis zehn Jahre) ge-
halten wird und daher keinen Kursschwankungen unterliegt.

Quellen: Bertelsmann Stiftung Vorsorgeerhebung 2002; Berechnungen
des DIW Berlin. DIW Berlin 2004

Folgen mangelnder Financial Literacy

Um beurteilen zu können, welche Auswirkungen
mangelnde Financial Literacy auf das Vorsorge-
verhalten hat, wurde ein Gesamtindex über das
bisherige Verhalten und den Kenntnisstand gebil-
det. Zu einer Hälfte fließt in diesen Index die An-
zahl der in Tabelle 1 beschriebenen Versicherungs-
produkte ein, die als vergleichsweise objektiver
Indikator für die Erfahrung mit Finanzprodukten
gelten kann.4 Zur anderen Hälfte finden als Indi-
katoren für finanzielles Wissen die Antworten auf
die Risiko-, Rendite- und Kostenfragen Eingang
in diesen Index; zudem wurden anhand von Bei-
spielfällen noch Schätzungen zu Inflationseffek-
ten und den Leistungen aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung berücksichtigt. Dabei wurden für

jede der fünf Wissensfragen zwischen 0 Punkten
für falsche oder fehlende Angaben und 1 Punkt für
richtige Antworten vergeben.

Bei der Frage zur Sicherheit verschiedener Anla-
geformen gegen Wertverlust wurde für die drei
Antworten „Kapitallebensversicherung“, „Spar-
buch“, und „Festverzinsliche Wertpapiere“5 je-

4 Dabei ist klar, dass der Kauf eines Vorsorgeprodukts nicht unbedingt
auf guter Informationsbasis erfolgt sein muss und dass Erfahrung mit
Finanzprodukten nicht unbedingt Wissen über deren Funktionsweise
impliziert. Insofern ist die Anzahl der Versicherungsprodukte zwar ein
objektiver, aber keineswegs zweifelsfreier Indikator.
5 Die häufigsten Laufzeiten festverzinslicher Wertpapiere liegen zur-
zeit zwischen fünf und zehn Jahren. Bei der Bewertung der Sicherheit
wurde angenommen, dass das festverzinsliche Wertpapier bis zum
Laufzeitende gehalten wird und daher keinen Kursschwankungen
unterliegt.

Konsumentensouveränität auf Vorsorgemärkten eingeschränkt
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weils ein drittel Punkt vergeben, für die Antwort
„Aktien, Aktienfonds“ ein drittel Punkt abgezo-
gen.6 Bei der Frage nach dem höchsten Wertzu-
wachs wurde für die Antwort „Aktien, Aktien-
fonds“ ein Punkt vergeben; alle anderen erhielten
keine Punkte. In gleicher Weise wurde bei der Fra-
ge nach den größten finanziellen Einbußen durch
Kündigungskosten vorgegangen; hier wurde ein
Punkt für die Antwort „Kapitallebensversicherung“
vergeben. Für die richtige Schätzung von Leistun-
gen aus der gesetzlichen Rentenversicherung und
von inflationsbedingten Kaufkraftverlusten gab es
jeweils einen Punkt; bei abweichenden Antworten
wurde der Wert um den Betrag der relativen Ab-
weichung vermindert.7

Der Gesamtindex wurde auf den Wertebereich 0
bis 3 normiert. Je höher der Wert ist, desto besser
kennt sich ein Befragter in finanziellen Dingen
aus. Die durchschnittliche Größe dieses Index für
die solchermaßen gemessene Financial Literacy
ist in Tabelle 3 für verschiedene sozioökonomi-
sche Gruppen ausgewiesen. Für die Gesamtheit
der Befragten ist der Index mit einem Wert von
etwa 1,3 niedrig. Erwartungsgemäß liegen die
Werte von Frauen und Ostdeutschen etwas unter
den Werten für die Männer und die Westdeut-
schen. Größer sind jedoch die Unterschiede nach
dem Einkommen: Während in der untersten Klas-
se der Wert nur knapp über 1 liegt, beträgt er in der
höchsten Klasse mehr als 1,5.

Für die folgenden Analysen wurde danach diffe-
renziert, zu welchem Quintil die Befragten hin-
sichtlich ihres Indexwertes für Financial Literacy
gehören. Dabei wurden die Befragten in fünf
gleich große Gruppen eingeteilt. In der untersten
Gruppe sind diejenigen mit den niedrigsten, in der
oberen Gruppe die mit den höchsten Werten. Be-
fragte, die zum niedrigsten Quintil gehören, wer-
den als „finanzielle Analphabeten“ bezeichnet.
Mangelnde Financial Literacy führt dazu, dass
über zwei Drittel dieser Befragten Finanzfragen
als schwierig empfinden und sich bei finanziellen
Entscheidungen unsicher fühlen. In der Folge be-

Tabelle 3

Maßzahl für Financial Literacy für 30- bis 50-jährige Befragte, 2. Quartal 2002
Minimalwert = 0, Maximalwert = 3

Persönliches Bruttoeinkommen1

Alte Neue
Insgesamt Männer Frauen Bundes- Bundes- bis 3 000 DM ab

länder länder 3 000 DM bis unter 5 000 DM
5 000 DM

Median 1,29 1,40 1,19 1,32 1,21 1,07 1,35 1,57
Durchschnitt 1,28 1,37 1,18 1,29 1,22 1,09 1,33 1,55

1 Angaben zum Einkommen in der Erhebung 2002 noch in D-Mark.

Quellen: Bertelsmann Stiftung Vorsorgeerhebung 2002; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2004

schäftigen sie sich nur ungern mit finanziellen
Angelegenheiten (Tabelle 4). Aber selbst Befragte
mit den höchsten Werten für Financial Literacy
schieben zu über einem Drittel finanzielle Ent-
scheidungen nach eigenen Angaben „schon mal
ein bisschen“ vor sich her.

Durch Unwissen und Widerwillen entsteht die Ge-
fahr, dass insbesondere finanzielle Analphabeten
die Auseinandersetzung mit finanziellen Angele-
genheiten so kurz wie möglich halten wollen und
sich ohne kritische Überprüfung den Empfehlun-
gen der Fachleute von Versicherungen, Banken
oder Fondsgesellschaften anschließen. Deren Fi-
nanzvermittler sind allerdings aufgrund von Pro-
visionssystemen und Zielvorgaben für den Absatz
bestimmter Anlageprodukte häufig interessenge-
bunden; auch können sie die individuelle Situation
in der Regel nicht so gut einschätzen wie der Be-
troffene selbst. Wenn es zu einem Vertragsab-
schluss kommt, besteht die Gefahr, dass Typen
von Vorsorgeprodukten ausgewählt werden, die
der individuellen Situation nicht gerecht werden,
und Anbieter mit einem für den Verbraucher un-
günstigen Preis-Leistungsverhältnis zum Zuge
kommen. Als Indiz für diese Problematik können
die hohen Stornoquoten bei Kapitallebensversiche-
rungen gelten: Jeder zweite lang laufende Vertrag
wird vorzeitig gekündigt. In den nächsten Mona-
ten ist die Gefahr unpassender Vertragsabschlüsse
besonders groß. Denn mit dem Alterseinkünfte-
Gesetz hat der Gesetzgeber beschlossen, ab 2005
das „Steuerprivileg“ für neue Kapitallebensversi-
cherungen zu streichen. Entsprechend ausgeprägt
sind die Marketing-Aktivitäten der Branche, mög-
lichst viele Bürger bis zum Jahresende zu einem
Vertragsabschluss zu bewegen – allerdings wäre

6 Bezüglich der Immobilienfonds war keine eindeutige Bewertung der
Sicherheit möglich, da aus der Fragestellung nicht hervorgeht, ob die
eher sicheren offenen oder die eher riskanten geschlossenen Immobi-
lienfonds gemeint sind.
7 Vgl. zu einer ausführlichen Beschreibung der Indexbildung Johannes
Leinert: Finanzieller Analphabetismus: Schlechte Voraussetzungen für
eigenverantwortliche Vorsorge. In: Gesundheits- und Sozialpolitik, 58
(3/4), 2004, S. 24–30.

Konsumentensouveränität auf Vorsorgemärkten eingeschränkt
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Tabelle 4

Bedeutung von Financial Literacy für den Umgang mit finanziellen Angelegenheiten bei
30- bis 50-jährigen Befragten, 2. Quartal 2002
In %

Insgesamt Financial-Literacy-Index, Quintile
Selbsteinschätzung der Befragten

1. 2. 3. 4. 5.

Unsicherheit bei Finanzentscheidungen 49,6 66,5 55,4 50,5 40,6 35,1
Finanzfragen als schwer empfunden 61,9 75,1 69,5 65,6 54,5 44,7
Beschäftigung mit Finanzangelegenheiten nur ungern 47,3 59,7 50,6 49,2 41,4 35,9
Aufschieben finanzieller Entscheidungen 50,1 56,9 60,0 50,4 46,1 37,4

Berücksichtigt wurden nur Befragte, die zu den entsprechenden Fragen Angaben
machten, d. h. die nicht mit „Weiß nicht“ antworteten oder die Antwort verweigerten.

Quellen: Bertelsmann Stiftung Vorsorgeerhebung 2002; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2004

dies nur für einen Teil der Haushalte eine ange-
messene Wahl.

Grundsätzlich besteht zudem die Gefahr, dass es
bei einer Aversion gegen Finanzangelegenheiten
erst gar nicht zu einem Vertragsabschluss kommt.
Je unangenehmer die Beschäftigung mit der Vor-
sorgethematik für den Betroffenen ist – eine große
Rolle spielt hier die Intransparenz vieler Finanz-
produkte – , desto wahrscheinlicher wird er den
Abschluss von Vorsorgeverträgen immer wieder
oder sogar dauerhaft auf „morgen“ verschieben.
Viele kennen dieses Phänomen vom Ausfüllen der
Steuererklärung: Sie zu erstellen ist eine ungeliebte
Aufgabe und wird daher von vielen Bürgern im-
mer wieder verschoben – bis die Abgabefrist keine
weitere Verzögerung mehr zulässt. Für den Ab-
schluss von Vorsorgeverträgen gibt es dagegen
keine Frist, so dass es zu einem dauerhaften Ver-
schieben und damit sogar zu einem Unterlassen
der Vorsorge kommen kann.

Wie relevant die Problematik des Verschiebens in
Deutschland ist, verdeutlichen die Vorsorgeerhe-
bungen der Bertelsmann Stiftung für 2002 und
2003. Mitte 2002 waren die Interviewten befragt
worden, ob sie planen, bis zum Ende des Jahres
ihre Altersvorsorge zu erhöhen. Diejenigen, die
entsprechende Pläne hatten, wurden Anfang 2003
nochmals befragt, ob sie die Altersvorsorge tat-
sächlich erhöht hatten – aber nur 29 % hatten dies
dann getan.8

Produkttransparenz und finanzielle Bildung

Ob die politisch angestrebte zunehmende Verlage-
rung der Risikoabsicherung in den privaten Be-
reich unter den momentanen Voraussetzungen
ohne Einbußen bei der Absicherung erfolgen
kann, ist fraglich. Denn derzeit hat ein Großteil
der Bürger wenig Erfahrung mit Finanzprodukten
zur Risikoabsicherung; häufig fehlt ihnen ein

grundlegendes Wissen über finanzielle und ökono-
mische Zusammenhänge und über die Funktions-
weise von Anlage- und Versicherungsprodukten.
Hinzu kommt, dass die angebotenen Finanz- und
Vorsorgeprodukte meist hochkomplex, oft wenig
transparent und in der Regel schwer zu verglei-
chen sind. Zur Herstellung von Konsumentensou-
veränität und funktionierenden Vorsorgemärkten
ist daher eine Doppelstrategie erforderlich.

Zum einen ist mit Bildungsmaßnahmen dafür zu
sorgen, dass die Bürger angemessen auf die erfor-
derlichen finanziellen Entscheidungen vorbereitet
werden. Ein besseres Angebot an finanzieller Bil-
dung entspricht auch den Wünschen einer überwäl-
tigenden Bevölkerungsmehrheit in allen Einkom-
mensschichten, bei Frauen wie bei Männern und
ebenso in den alten und den neuen Bundesländern.
In allen Gruppen fordert die überwältigende Mehr-
heit der Befragten, dass der Umgang mit Finanzen
an den Schulen unterrichtet wird. Wenn dafür an-
dere Inhalte oder Fächer gekürzt werden müssen,
befürworten noch 57 %, dass an Schulen finan-
zielle Bildung vermittelt wird.9 Einige Projekte und
Initiativen der letzten Jahre zeigen bereits erfolg-
versprechende Wege zur Vermittlung entsprechen-
der Inhalte auf. Beispielsweise werden im Projekt
„Finanzielle Allgemeinbildung als Mittel der Ar-
mutsprävention“ des Instituts für Finanzdienstleis-
tungen Lehrplanmodule zur finanziellen Allge-
meinbildung entwickelt.10 Das Projekt „Wirtschaft
in die Schule!“ der Bertelsmann Stiftung11 setzt an
einer berufsbegleitenden ökonomischen Weiter-
qualifizierung von Lehrkräften an, wobei unter
anderem Module zur finanziellen Allgemeinbil-

8 Quellen: BST Vorsorgeerhebungen 2002 und 2003 sowie Berechnun-
gen des DIW Berlin. Vgl. zu einer ausführlichen Analyse zur Problematik
des Verschiebens von Altersvorsorge auch Johannes Leinert: Freiwillige
Altersvorsorge: Finanzielle Förderung ist nicht alles. In: Sozialer Fort-
schritt, 53 (3), 2004, S. 55–62.
9 Quellen: BST-Vorsorgeerhebung 2003 und Berechnungen des DIW
Berlin.
10 www.iff-hamburg.de
11 www.oekonomische-bildung-online.de
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dung vorgesehen sind. Allerdings können entspre-
chende Initiativen, zu denen auch die Publikation
DIW@school gehört,12 nur ein erster Schritt auf
dem Weg zu einem flächendeckenden Angebot
von finanzieller Bildung sein.

Zum Zweiten ist für eine erhöhte Transparenz und
Vergleichbarkeit von Finanzprodukten zu sorgen.
Hier ist es Aufgabe der Verbraucherschutzpolitik,
die Anbieter gegebenenfalls zu mehr Transparenz
zu zwingen.13 Mit dieser Doppelstrategie werden
die Voraussetzungen für den mündigen Verbrau-
cher geschaffen, der auf gleicher Augenhöhe mit
den Finanzanbietern über seine Vorsorgesituation
und über sinnvolle Vorsorgeprodukte diskutieren

kann. Davon profitieren nicht nur die Verbraucher,
denen es erleichtert wird, die passenden Vorsorge-
produkte zu wählen. Auch die Finanzdienstleister
können Nutzen daraus ziehen, weil sie beim Ver-
kauf der Vorsorgeprodukte weniger kostenintensi-
ve Beratungszeit investieren müssen, um dem Ver-
braucher allgemeine Grundlagen zu erklären.

12 DIW@school (www.diw.de/atschool) ist eine Online-Publikation des
DIW Berlin, die Schulen kostenlos im Internet zur Verfügung gestellt
wird. DIW@school erscheint zweimal jährlich; die Veröffentlichung um-
fasst praxisrelevantes aktuelles Unterrichtsmaterial über die Wirtschaft
und wirtschaftspolitische Themen.
13 Vgl. auch: Alterssicherung: Gesunkene Zufriedenheit und Skepsis
gegenüber privater Vorsorge. Bearb: Johannes Schwarze, Gert G. Wag-
ner und Christoph Wunder. In: Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 22/
2004, S. . . . . 321 f.

Konsumentensouveränität auf Vorsorgemärkten eingeschränkt
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Eine neue Geographie der IT- und
Medienwirtschaft?

Das DIW Berlin hat die räumliche Entwicklung der Medienwirtschaft und der Pro-
duktion von Informationstechnologie (IT) in Deutschland für den Zeitraum 1998
bis 2003 untersucht. Diese Branchen sind regional stark konzentriert; die führen-
den Standorte konnten ihre Position noch ausbauen – sowohl in den beiden Jah-
ren vor der im Frühjahr 2000 einsetzenden Krise der „New Economy“ als auch
danach. Im Durchschnitt sind die Betriebe in der IT- und Medienwirtschaft im
Zeitverlauf kleiner geworden, wobei Ballungsräume nach wie vor die größeren Be-
triebe aufweisen. Die Untersuchung zeigte zudem, dass auch „Nachbarschafts-
effekte“ die Entwicklung der Branche beeinflussen; so sind Cluster von Kreisen mit
über- bzw. unterdurchschnittlich guter Entwicklung zu beobachten.

Die IT- und Medienwirtschaft hat seit 1998 eine
dynamische Entwicklung zu verzeichnen. Bis zum
Jahr 2001 war die Beschäftigung stark gestiegen,
danach aber fast ebenso kräftig wieder gesunken.
In der Boomphase wurden beide Branchen zu
Hoffnungsträgern der regionalen Entwicklung.
Die Expansion der IT- und Medienwirtschaft fand
allerdings, folgt man der Literatur zum Thema,1

räumlich stark konzentriert in bestimmten Regio-
nen statt. Hiernach lassen sich Cluster-, Netzwerk-
und Milieubildungsprozesse beobachten, die eine
Sogwirkung auf weitere Unternehmen ausüben.
Bevorzugte Standorte der IT- und Medienwirt-
schaft sind urbane Agglomerationsräume, die das
von diesen Branchen benötigte soziokulturelle
Umfeld und die technische Infrastruktur bieten.
Ländliche Räume weisen zwar vereinzelt sehr hohe
Wachstumsraten in der IT-Wirtschaft auf, doch
kann dies nicht über die nach wie vor niedrige An-
zahl von Unternehmen und Beschäftigten dieses
Sektors in diesen Regionen hinwegtäuschen.

Nach dem extremen Auf und Ab der IT- und der
Medienwirtschaft in den letzten Jahren stellt sich
die Frage, ob und wie sich das Standortmuster die-
ser Branchen in Deutschland verändert hat. Zur
Medienwirtschaft wurden hier die Wirtschafts-
zweige Hörfunk und Fernsehen, Verlage (ein-
schließlich Journalisten), Druck, Werbung und
Filmwirtschaft zusammengefasst. Die IT-Wirt-
schaft besteht aus den Branchen Telekommunika-
tion, Software, Datenverarbeitungsdienstleistungen
und Elektronik.2

Die Untersuchung stützt sich auf die Statistik der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten der
Bundesagentur für Arbeit.3 Sie stellt Informatio-
nen zur Zahl der Beschäftigten und der Betriebe
für alle 439 kreisfreien Städte und Landkreise
Deutschlands zur Verfügung.

Verstärkte räumliche Konzentration der IT-
und Medienwirtschaft

In den zehn beschäftigungsreichsten Kreisen
Deutschlands leben derzeit 13,2 % der Bevölke-
rung, beschäftigt sind dort aber 34,1 % der Sozial-
versicherten der IT- und Medienwirtschaft. Die
räumliche Konzentration dieser Branchen hat wei-
ter zugenommen: Das durchschnittliche Beschäf-
tigungswachstum in den Jahren 1998 bis 2003 be-
trug für die „Top-10-Kreise“ (fast ausschließlich
Großstädte) 3,0 %, im Bundesdurchschnitt jedoch
nur 1,8 %.

Für die gesamte IT- und Medienwirtschaft sind die
Top-10-Kreise vom Jahr 2003 immer noch diesel-
ben wie 1998. Dieser Befund trifft auch für die
Medienwirtschaft allein zu, während das Ranking
der bedeutendsten Standorte der IT-Wirtschaft

1 Vgl.: Informations- und Kommunikationswirtschaft räumlich stark
konzentriert. Bearb.: Wolfgang Seufert. In: Wochenbericht des DIW
Berlin, Nr. 32/2000, S. 526–534; Stephen Roper und Seamus Grimes:
Wireless Valley, Silicon Wadi and Digital Island – Helsinki, Tel Aviv and
Dublin in the ICT Boom. Mimeo 2003 (www.ersa.org/ersaconfs/
ersa03/cdrom/papers/62.pdf); Jérôme Vicente und Raphaël Suire:
Observational vs. Interactive Learning in Locational Choice: Evidences
on „ICT Clusters“ Formation and Stability. Working Papers of GRES,
No. 2004-10. Toulouse 2004 (beagle.montesquieu.u-bordeaux.fr/gres/
publications/2004/2004-10.pdf).
2 Verwendet werden Daten auf der so genannten 3-Steller-Ebene der
international abgestimmten amtlichen Systematik der Wirtschafts-
zweige (WZ’03), wobei die genannten Branchen der Medienwirtschaft
den WZ’03-Nummern 221, 222, 223, 744, 921, 922 und 924 entspre-
chen, die der IT-Wirtschaft den WZ’03-Nummern 300, 643, 721, 722,
723, 724, 725 und 726.
3 Diese Statistik hat den Nachteil, dass Beamte, Selbständige und freie
Mitarbeiter nicht erfasst werden und Daten zu geringfügig Beschäftig-
ten nicht in regional differenzierter Form ausgewiesen werden. Von den
Beamten abgesehen ist die Bedeutung dieser Gruppen in der IT- und
Medienwirtschaft relativ hoch (dies ist ein Ergebnis einer noch unver-
öffentlichten Unternehmensbefragung des DIW Berlin vom Frühjahr
2004). Dies betrifft nicht nur das Niveau der Beschäftigung, sondern
auch die Wachstumsraten, denn gerade in Krisenzeiten werden viele
Unternehmen der hier betrachteten Branchen eher zu Werk- und Zeit-
verträgen greifen, als sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmer ein-
zustellen. Allerdings dürften derartige Entwicklungen in allen Raum-
typen in ähnlicher Weise auftreten, so dass für den interregionalen Ver-
gleich von Wachstumsraten kaum Probleme zu befürchten sind.
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Tabelle 1

Anteile der Top-10-Kreise an der Zahl der Beschäftigten in der IT-
und der Medienwirtschaft in Deutschland 1998 bis 2003
In %

Ranking 20031 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Medienwirtschaft

  1 Hamburg (1) 6,4 6,4 6,8 7,0 6,9 7,0
  2 Berlin (3) 5,2 5,1 5,5 5,7 5,8 6,0
  3 München (2) 5,3 5,2 5,5 5,6 5,5 5,7
  4 Köln (4) 4,4 4,3 4,5 4,7 4,7 4,6
  5 Frankfurt am Main (5) 3,1 3,1 3,1 3,2 3,2 3,1
  6 Düsseldorf (7) 2,4 2,4 2,4 2,5 2,4 2,4
  7 Landkreis München (8) 2,1 2,0 2,3 2,5 2,4 2,3
  8 Stuttgart (6) 2,6 2,5 2,4 2,3 2,3 2,3
  9 Nürnberg (9) 1,8 1,8 1,8 1,9 1,9 1,9
10 Region Hannover (10) 1,7 1,6 1,6 1,5 1,6 1,6

Summe der Anteile 34,9 34,3 36,0 36,9 36,6 36,8

IT-Wirtschaft

  1 München (1) 5,3 6,0 6,2 6,1 5,8 6,2
  2 Berlin (2) 4,5 4,5 4,8 4,7 4,3 4,6
  3 Hamburg (3) 3,5 3,5 3,9 3,9 3,9 4,2
  4 Frankfurt am Main (5) 2,5 2,6 2,7 2,9 2,8 2,9
  5 Düsseldorf (8) 2,2 2,0 2,1 2,2 2,3 2,8
  6 Hannover (6) 2,5 2,4 2,4 2,4 2,5 2,7
  7 Dresden-Stadt (9) 1,9 1,9 2,1 2,1 2,1 2,5
  8 Köln (12) 1,6 1,8 2,0 2,0 2,1 2,3
  9 Stuttgart (4) 3,2 3,2 2,3 2,2 2,4 2,3
10 Landkreis Rhein-Neckar (11) 1,7 1,8 1,9 1,7 1,9 2,2

Summe der Anteile 28,9 29,8 30,2 30,3 30,2 32,7

1 Zahlen in Klammern: Rang 1998.

Quellen: Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten;
Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2004

wesentlich instabiler ist (Tabelle 1). Düsseldorf,
Köln und Dresden4 konnten in der IT-Branche
mehrere Plätze gutmachen.

Eine regionale Konzentration von Betrieben und
Beschäftigten ist für viele Branchen typisch: So
profitieren Betriebe in Agglomerationen von einem
großen Pool qualifizierter Arbeitskräfte. Ein Un-
ternehmen muss nicht fürchten, keine Mitar-
beiter finden zu können, wenn es expandiert oder
ausscheidende Arbeitnehmer ersetzen muss. Wei-
terhin kann auch die regionale Konzentration der
Kunden sowie potentieller Zulieferer und Koope-
rationspartner eine Rolle spielen.5

Das Ausmaß, in dem diese Faktoren auf die Kon-
zentration wirken, könnte in der Boomphase an-
ders gewesen sein als nach dem Crash der „New
Economy“ an den Börsen im März 2000. Darüber
hinaus sind für die IT- und Medienbranche auch
soziokulturelle Standortfaktoren von hoher Be-
deutung. Dies würde in Boomphasen eine Kon-
zentration besonders von innovativen und risiko-
freudigen Unternehmen in und um die Großstädte
erwarten lassen – und dort eben auch eine Kon-

zentration von Verlierern des Zusammenbruchs
des „Neuen Marktes“. Tatsächlich hat sich jedoch
die Beschäftigung in den Top-10-Kreisen auch in

4 Vgl. Dietmar Edler: Die Entwicklung der Halbleiterregion Dresden.
Berlin 2004 (im Erscheinen).
5 Vgl.: Agglomeration und regionale Arbeitsmärkte. Bearb.: Björn
Frank und Michael Pflüger. In: Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 39/
2002, S. 303–309, mit weiteren Literaturhinweisen.

Eine neue Geographie der IT- und Medienwirtschaft?

Abbildung 1

Beschäftigungsentwicklung in der IT-Wirt-
schaft 1998 bis 2003
1998 = 100

Quellen: Statistik der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten; Berechnungen
des DIW Berlin. DIW Berlin 2004
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Abbildung 2

Beschäftigungsentwicklung in der Medien-
wirtschaft 1998 bis 2003
1998 = 100

Quellen: Statistik der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten; Berechnungen
des DIW Berlin. DIW Berlin 2004
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Tabelle 2

Entwicklung der durchschnittlichen Betriebsgröße 1998 bis 2003
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte je Betrieb

Jahresdurchschnittliche
1998 1999 2000 2001 2002 2003 Wachstumsrate

1998 bis 2003 in %

IT-Wirtschaft

Deutschland 24,2 21,3 21,4 22,2 20,8 19,1 –4,7
    Agglomerationsräume 24,9 22,7 22,3 23,3 22,1 20,7 –3,6
        darunter: Berlin 23,1 18,2 20,0 21,1 17,9 17,8 –5,1
    Verstädterte Räume 23,9 20,4 20,5 21,2 19,5 16,8 –6,8
    Ländliche Räume 21,7 16,3 18,3 18,0 16,2 15,1 –7,0

Medienwirtschaft

Deutschland 13,3 13,4 12,4 13,8 13,5 12,8 –0,8
    Agglomerationsräume 13,7 13,7 12,8 14,4 14,0 13,2 –0,7
        darunter: Berlin 13,1 12,8 12,4 13,4 13,0 12,7 –0,5
    Verstädterte Räume 13,6 13,7 12,4 13,7 13,3 12,7 –1,4
    Ländliche Räume 11,0 11,2 10,3 11,4 11,4 11,1 0,2

IT- und Medienwirtschaft

Deutschland 17,2 16,5 15,9 17,4 16,7 14,3 –3,6
    Agglomerationsräume 17,6 17,2 16,5 18,2 17,5 16,4 –1,4
        darunter: Berlin 16,4 14,8 15,2 16,4 14,9 14,7 –2,2
    Verstädterte Räume 17,4 16,4 15,6 17,0 16,1 14,6 –3,5
    Ländliche Räume 14,8 13,2 13,3 14,2 13,5 12,9 –2,7

Quellen: Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2004

den Jahren 2001 bis 2003 keineswegs schlechter
entwickelt als in den übrigen Kreisen (Abbildun-
gen 1 und 2). In der Medienwirtschaft wichen beide
Gruppen kaum vom bundesweiten Beschäfti-
gungsrückgang um jahresdurchschnittlich 5,6 %
ab. In der IT-Wirtschaft sank die Beschäftigung in
den zehn führenden Kreisen von 2001 bis 2003
„nur“ um jahresdurchschnittlich 3,5 %, in den üb-
rigen Kreisen dagegen um 8,7 %.

Betriebe in Ballungsräumen größer

Ballungsräume6 könnten gerade für kleine Unter-
nehmen ein vorteilhafter Standort sein, wenn man
davon ausgeht, dass es normalerweise für kleine
Unternehmen besonders schwierig ist, Schwankun-
gen der Auftragslage aufzufangen und eine hinrei-
chend breite Produktpalette anzubieten. Diese
Probleme könnten in Agglomerationen durch Ko-
operation in lokalen Netzwerken aufgefangen
werden. Zur temporären flexiblen Zusammenar-
beit in Netzwerken hat sich in den letzten Jahren
eine umfangreiche Literatur entwickelt, die über-
wiegend ein außerordentlich positives Bild zeich-
net.7 Wie plausibel dieses Konzept auch sein mag,
einen dominanten Einfluss auf die Betriebsgröße
haben aber offensichtlich andere Faktoren. So hat-
te ein Betrieb der IT-Wirtschaft im Jahre 2003 im
Durchschnitt über 20 sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte in Agglomerationen, aber nur 15 in
ländlichen Räumen (Tabelle 2). Weniger ausge-

prägt, aber immer noch nachweisbar ist dieser Un-
terschied in der Medienwirtschaft.

Für die Stadt Berlin lohnt eine separate Betrach-
tung. Hier fällt auf, dass Betriebe beider Branchen
kleiner sind als im Durchschnitt aller Ballungsräu-
me. Zu vermuten ist, dass mehrere Faktoren zusam-
menwirken, etwa langfristige Folgen der Teilung
der Stadt und die besonderen Standortbedingun-
gen Berlins. Beispielsweise ziehen die im Vergleich
zu anderen Großstädten noch vergleichsweise nied-
rigen Gewerbemieten insbesondere kleine Neu-
gründungen an. Die Betriebe in Berlin sind aber
immer noch größer als im Durchschnitt der ver-
städterten und ländlichen Räume. Aus welchen
Gründen spiegeln sich die vermuteten Netzwerk-
effekte in Agglomerationen nicht in den Daten
über Betriebsgrößen wider? Der wichtigste Faktor
dürften die entfernungsabhängigen Transaktions-
kosten sein, insbesondere die Transport- oder Rei-

6 Ballungsraum wird hier als Synonym für Agglomerationsraum ver-
wendet. Die 439 Kreise wurden in drei „siedlungsstrukturelle Kreisty-
pen“ eingeteilt: Agglomerationsräume, verstädterte Räume und länd-
liche Räume. Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hrsg.):
Aktuelle Daten zur Entwicklung der Städte, Kreise und Gemeinden.
Berichte des BBR, Bd. 14, Ausgabe 2002, S. 3.
7 Ein weiterer Aspekt, der hierzu diskutiert wird, sind knowledge spill-
overs. Vgl. z. B. Harry M. Collins: The TEA Set: Tacit Knowledge in Scien-
tific Networks. In: Science Studies, Vol. 4, 1974, S.165–186; Maryann
P. Feldman und David B. Audretsch: Innovation in Cities: Science-Based
Diversity, Specialization and Localized Competition. In: European Eco-
nomic Review, Vol. 43, 1999, S. 409–429; Allen J. Scott: The Cultural
Economy: Geography and the Creative Field. In: Culture, Media, and
Society, Vol. 21, 1999, S. 807–817.

Eine neue Geographie der IT- und Medienwirtschaft?
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8 Vgl. etwa Harald Bathelt und Johannes Glückler: Netzwerke, Lernen
und evolutionäre Regionalentwicklung. In: Zeitschrift für Wirtschafts-
geographie, Jg. 44, 2000, S. 167–182; Michael E. Porter: Locations,
Clusters, and Company Strategy. In: Gordon L. Clark, Maryann P. Feld-
man und M. S. Gertler (Hrsg.): The Oxford Handbook of Economic Geo-
graphy. Oxford 2000, S. 253–274.

sekosten.8 (Ihre Wirkung auf die Betriebsgröße
wird im Kasten auf S. 438 dargestellt.)

Ungeachtet dieses statischen Querschnittsver-
gleichs von Kreistypen wäre es möglich, dass die
Entwicklung in die entgegengesetzte Richtung geht,
d. h. dass Betriebe in Agglomerationen im Verhält-
nis zu anderen Raumtypen kleiner werden. Aber
auch dafür liefern die Daten in Tabelle 2 fast keine
Evidenz: In der IT-Wirtschaft ist der Rückgang der
Betriebsgröße in ländlichen Räumen stärker aus-
geprägt als in verstädterten Räumen und in diesen
stärker als in Agglomerationsräumen. In der Me-
dienwirtschaft ist der Rückgang der Betriebsgröße
dagegen in verstädterten Räumen stärker als in
Agglomerations- und in ländlichen Räumen.

Hinter der Entwicklung der Betriebsgröße stehen
möglicherweise zwei Entwicklungen, die in der
bisherigen Darstellung nicht differenziert wurden.
Zum einen könnte es sein, dass die durchschnittli-
che Betriebsgröße sich ändert, ohne dass insgesamt
mehr Personen beschäftigt werden, etwa durch
Fusionen. Zum anderen könnte die Zahl der Be-
triebe unverändert bleiben, ihre durchschnittliche
Größe aber durch Neueinstellungen ebenfalls stei-
gen. Was tatsächlich in der IT- und Medienwirt-
schaft passiert ist, wird aus den Abbildungen 3 und
4 deutlich.

Die Wachstumsrate der Zahl der Betriebe liegt ty-
pischerweise über der Wachstumsrate der Beschäf-
tigten, d. h. die Zahl der Beschäftigten pro Betrieb
muss abgenommen haben. Dies ist für all jene
Kreise der Fall, die über der Diagonalen liegen.
Beobachtungen genau auf der Diagonalen würden
Kreise repräsentieren, in denen die Zahl der Be-
triebe genauso stark gestiegen (oder gesunken) ist
wie die Beschäftigtenzahl.

Es gibt jedoch interessante Unterschiede, erstens
zwischen der Medien- und der IT-Branche, zwei-
tens zwischen den zehn jeweils führenden Stand-
orten und den übrigen Kreisen, drittens schließlich
zwischen drei sinnvollerweise zu unterscheiden-
den Zeiträumen: der Boomphase 1998 bis 2000,
dem Jahr nach dem Börsencrash 2000 bis 2001
und der Phase des Beschäftigungsrückgangs 2001
bis 2003.

Wie Abbildung 3 zeigt, erfreute sich die Medien-
wirtschaft in den Jahren 1998 bis 2000 in den meis-
ten Kreisen hoher Wachstumsraten; dies gilt für

Eine neue Geographie der IT- und Medienwirtschaft?

Abbildung 3

Wachstumsraten der Beschäftigtenzahl und der Betriebszahl in der
Medienwirtschaft
Jahresdurchschnittliche Wachstumsraten in %

Quellen: Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten;
Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2004

1998 bis 2000 – Wachstum der Beschäftigten- und der Betriebszahl in den meisten Kreisen, mit höherer
Wachstumsrate der Betriebe

2000 bis 2001 – Die Zahl der Betriebe geht fast überall zurück, die Beschäftigtenentwicklung ist aber
noch uneinheitlich: Die Krise trifft zuerst die kleinen Betriebe

2001 bis 2003 – Weniger deutlicher Rückgang der Betriebszahl, aber deutlicher Rückgang der
Beschäftigung
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die Zahl der Beschäftigten wie auch für die Zahl
der Betriebe. Die Krise der „New Economy“ traf
zunächst besonders die kleinen Betriebe (die Zahl
der Betriebe ging deutlich zurück, nicht aber die
der Beschäftigten). In den folgenden Jahren (2001
bis 2003) blieb die Zahl der Betriebe in den Krei-
sen im Durchschnitt etwa gleich, aber die Beschäf-
tigtenzahl sank. Für die Top-10-Kreise wies das
Verhältnis der Wachstumsraten zwischen der Be-
triebszahl und der Beschäftigung in keiner der
Phasen einen markanten Unterschied zu den meis-
ten übrigen Kreisen auf. Für einige kleine Kreise
konnten auffällig hohe Wachstumsraten beobach-
tet werden. Typischerweise dürfte das daran gele-
gen haben, dass hier schon Umzüge einzelner Un-
ternehmen große Wirkungen haben konnten. In
den führenden Regionen jedoch hatten aufgrund
der weit höheren Zahl von Betrieben und Beschäf-
tigten einzelne Ereignisse weit geringere Auswir-
kungen. Daher ist es bemerkenswert, wie sehr sich
die Top-10-Kreise der IT-Wirtschaft in den ersten
vier Jahren des Beobachtungszeitraums deutlich
von der Entwicklung in den übrigen Kreisen ab-
heben (Abbildung 4).

Von 1998 bis 2000 und insbesondere noch im dar-
auf folgenden Jahr nahm die Zahl der IT-Betriebe
in den führenden Standorten außerordentlich stark
zu, ohne dass dies durch singuläre Ereignisse er-
klärbar wäre. Insgesamt schlug sich die Krise der
„New Economy“ in der Beschäftigtenzahl der IT-
Wirtschaft mit größerer Verzögerung nieder als in
der Medienwirtschaft; eine größere Zahl von Krei-
sen blieb von einem Rückgang der Betriebs- und
Beschäftigtenzahlen sogar ganz verschont. Die
Beobachtung, dass sich die führenden Standorte
der IT-Wirtschaft stärker als im Fall der Medien-
wirtschaft von der allgemeinen Beschäftigungs-
entwicklung abkoppeln können (Abbildungen 1
und 2), bestätigt auch eine differenzierte Betrach-
tung, bei der die Entwicklung der Anzahl der Be-
triebe einbezogen ist.

Positive Ausstrahlung auf Nachbarregionen

Bisher ist in der Analyse von der Lage der Regio-
nen zueinander abstrahiert worden. Es könnte je-
doch für die IT- und Medienbranchen einer Region
von Bedeutung sein, wie sich dieselben Branchen
insbesondere in den benachbarten Regionen ent-
wickeln. Diese Frage lässt sich nur empirisch be-
antworten, denn a priori ist nicht klar, ob Regio-
nen von der Prosperität in ihren Nachbarregionen
profitieren oder ob das Gegenteil der Fall ist. Für
beides lassen sich Argumente finden.9 Ein neues

9 Vgl. Gunnar Myrdal: Economic Theory and Under-Developed Regions.
London 1957.

Eine neue Geographie der IT- und Medienwirtschaft?

Abbildung 4

Wachstumsraten der Beschäftigtenzahl und der Betriebszahl in der
IT-Wirtschaft
Jahresdurchschnittliche Wachstumsraten in %

Quellen: Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten;
Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2004

1998 bis 2000 – Wachstum der Beschäftigtenzahl in vielen Kreisen, Wachstum der Betriebszahl in fast
allen. Die Betriebe werden kleiner (oberhalb der Diagonalen)

2000 bis 2001 – Der Börsencrash vom März 2000 schlägt sich noch nicht in den amtlichen Beschäftigten-
zahlen nieder. Etwa gleiches Wachstum von Betrieben und Beschäftigten

2001 bis 2003 – In vielen Kreisen geht die Beschäftigung stärker zurück als die Betriebszahl. Im Bundes-
durchschnitt werden die Betriebe etwas kleiner
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Unternehmen wird einerseits Vorleistungen nach-
fragen, nicht nur am eigenen Standort, sondern
auch in Nachbarregionen, und zwar mit höherer
Wahrscheinlichkeit als in weiter entfernten Krei-
sen. Zudem trägt dieses Unternehmen zur Ent-
wicklung bzw. Verstärkung von Agglomerations-
vorteilen bei, die über die Grenzen der Region hin-
wegreichen können. Andererseits wird in vielen
Fällen das Wachstum in einer Region kein Zuge-
winn für die ganze Volkswirtschaft sein, sondern
eine interregionale Umverteilung zulasten vor al-
lem benachbarter Regionen bedeuten.

In Abbildung 5 sind auf der Horizontalen für je-
den Kreis die durchschnittlichen Wachstumsra-
ten der Nachbarkreise abgetragen, auf der Verti-
kalen die Wachstumsraten der jeweiligen Kreise
selbst.10 Bei einer so einfachen Korrelation von
Variablen kann noch nicht unbedingt von einem
ursächlichen Zusammenhang ausgegangen wer-

Abbildung 5

Nachbarschaftseffekte beim Wachstum der IT- und Medienwirt-
schaft 1998 bis 2003
Jahresdurchschnittliches Beschäftigungswachstum in %

Quellen: Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten;
Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2004
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Die Wirkung der Transportkosten auf die Betriebsgröße

1 Vgl. ausführlich Hermann H. Kallfass: Großunternehmen und Effizienz.
Göttingen 1990, S. 27 ff.; Frederick M. Scherer und David Ross: Indus-
trial Market Structure and Economic Performance. 3. Aufl. Boston 1990,
Kapitel 4. Zu beachten ist, dass die Kapazität gedanklich noch als frei
wählbar angenommen wird.

Aufgrund von Größenvorteilen – beispielsweise
Spezialisierungsvorteilen durch firmeninterne Ar-
beitsteilung oder besseren Einsatzmöglichkeiten
spezialisierter Maschinen1 – fallen die durchschnitt-
lichen Produktionskosten mit steigender Betriebs-
größe. Erst von einem bestimmten Punkt an (X in
der Abbildung) führt eine weitere Erhöhung der

Kapazität nicht mehr zu weiteren Kostenvorteilen.
Es kann nun sein, dass die mindestoptimale Be-
triebsgröße X ohne die Einbindung des Unterneh-
mens in Netzwerke einer Agglomeration größer ist.
Dies würde dazu führen, dass Unternehmen in länd-
lichen Räumen größer sind. Dem steht der Einfluss
der Transportkosten entgegen. Die Transportdurch-
schnittskosten steigen mit der Kapazität (siehe Ab-
bildung) – größere Unternehmen sind ceteris pari-
bus auf einen größeren Kundenkreis angewiesen
und damit auf weiträumigere Lieferbeziehungen.
Dieser Effekt verschiebt die mindestoptimale Be-
triebsgröße nach links (die Summe von Produktions-
und Transportkosten hat ihr Minimum bei X’). Diese
Linksverschiebung ist in dünn besiedelten Regionen
vermutlich viel ausgeprägter als in Agglomeratio-
nen, wo zahlreiche neue Kunden zu akquirieren
sind, ohne dass deshalb die Transportkosten stei-
gen müssen. Dies trägt dazu bei, dass Unterneh-
men in Agglomerationsräumen größer sind als in
ländlichen Gebieten.

Abbildung

Einfluss der Transportkosten auf die
optimale Betriebsgröße

Quelle: Eigene Darstellung. DIW Berlin 2004

Euro

Totale Durch-
schnittskosten

Produktionsdurchschnittskosten

Transportdurchschnittskosten

Betriebsgröße0 X X1

10 Ähnlich dem so genannten „Moran’s Scatterplot“, bei dem allerdings
nicht die interessierende Größe selbst, sondern deren Abweichung vom
Durchschnitt abgetragen ist.

Eine neue Geographie der IT- und Medienwirtschaft?
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Abbildung 6

Cluster über- und unterdurchschnittlichen Wachstums der IT- und Medienwirtschaft

Quellen: Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten;
Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2004

Kreise mit überdurchschnittlicher Wachstumsrate und über-
durchschnittlicher Wachstumsrate der Nachbarkreise

Kreise mit überdurchschnittlicher Wachstumsrate, aber unter-
durchschnittlicher Wachstumsrate der Nachbarkreise
Kreise

Kreise mit unterdurchschnittlicher Wachstumsrate, aber über-
durchschnittlicher Wachstumsrate der Nachbarkreise

Die Wachstumsrate ist sowohl hier al auch bei den Nachbarn
unterdurchschnittlich

Nachbarländer

Die Wachstumsrate ist sowohl hier als auch in den Nachbar-
kreisen unterdurchschnittlich

Nachbarschaftseffekte

Die Wachstumsrate ist sowohl hier als auch in den Nachbar-
kreisen überdurchschnittlich
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11 Vgl. auch Per Botolf Maurseth und Björn Frank: Regional ICT Indus-
tries Growth: Common Prejudices and Empirical Evidence. Paper pre-
sented at the 7th Uddevalla Symposium on „Regions in Competition
and Co-operation“, Fredrikstad, Juni 2004. Darin wird gezeigt, wie die
einfachen Korrelationen auf Nachbarschaftseffekte hindeuten können,
während verfeinerte Methoden (spatial econometrics) zeigen, dass dies
zu einem großen Teil auf vernachlässigte Kontrollvariablen zurückzu-
führen sein kann.
12 Für diese Art der Darstellung vgl. Frank G. van Oort: Urban Growth
and Innovation: Spatially Bounded Externalities in the Netherlands.
Aldershot 2004.

den.11 Offenbar gibt es aber doch eine gewisse
Clusterung von Kreisen mit positiven und solchen
mit negativen Wachstumsraten. Im Durchschnitt
entwickelten sich benachbarte Kreise eher gleich-
gerichtet, als dass sie sich gegenseitig „kannibali-
sierten“. Dies belegt auch Abbildung 6.12 Kreise
mit überdurchschnittlicher Wachstumsrate der Be-
schäftigung sind nicht nach einem zufälligen Mus-
ter über die Republik verstreut, sondern befinden
sich relativ oft in direkter Nachbarschaft von
ebenfalls prosperierenden Kreisen.

Insgesamt muss damit keine gänzlich neue Geo-
graphie der IT- und Medienwirtschaft geschrieben
werden. Durch die Wechselfälle der Entwicklung
dieser Branchen sind die Betriebe zwar etwas klei-

ner geworden, aber dies ist für alle Raumtypen der
Fall. Hinsichtlich der Beschäftigtenzahlen konn-
ten die alten Zentren sogar Anteile hinzugewin-
nen. Die Analyse der Nachbarschaftseffekte legt
nahe, dass die räumliche Nähe zu diesen starken
Standorten auch für die umliegenden Regionen
von Vorteil ist.

Eine neue Geographie der IT- und Medienwirtschaft?
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Prof. Dr. Felix Büchel

Forschungsprofessor beim Sozio-oekonomischen Panel seit September 2001

Das DIW Berlin hat mit großer Betroffenheit vom frühen Tod Felix Büchels erfahren, der
am 12. Juli 2004 im Alter von 47 Jahren starb. Felix Büchel war dem Hause viele Jahre
lang als intensiver Nutzer der SOEP-Daten verbunden, darüber hinaus auch als For-
schungsprofessor der Abteilung Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) und nicht zuletzt
als Freund. Seine enge Zusammenarbeit mit der Abteilung hat zu vielen wichtigen For-
schungsergebnissen geführt, die in der internationalen Fachöffentlichkeit und in der
politischen Diskussion große Beachtung fanden und weiter finden werden.

Felix Büchel wurde 1957 in Zürich geboren und studierte zunächst an der Eidgenössi-
schen Technischen Hochschule Mathematik. Nach seinem Umzug nach Berlin schloss er
das Studium der Politischen Wissenschaft 1988 am Otto-Suhr-Institut für Politikwissen-
schaft der Freien Universität Berlin mit einem Diplom ab und erlangte 1991 dort den
akademischen Grad eines Doktors (Dr. rer. pol.) mit summa cum laude. Seine Arbeit er-
hielt einen Forschungspreis der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg. 1998 folgte die
Habilitation an der Fakultät für Wirtschaft und Management der Technischen Universi-
tät Berlin.

Er war Senior Research Scientist des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung, apl.
Professor an der Technischen Universität Berlin und Honorarprofessor an der FU Berlin.
Darüber hinaus arbeitete er aktiv in einer Vielzahl von wissenschaftlichen Komitees und
Vereinigungen mit, so als Mitglied des Schweizerischen Haushaltspanels, des Schweize-
rischen Nationalfonds und in der Deutschen Gesellschaft für Demographie.

Seine erfolgreiche wissenschaftliche Karriere ist nicht nur anhand seiner Veröffentli-
chungen erkennbar; dies zeigen auch seine akademischen Ehrungen und Mitgliedschaf-
ten in wissenschaftlichen Vereinigungen. Beispielhaft seien hier genannt der Preis der
Vereinigung der Freunde des DIW Berlin für die beste auf SOEP-Daten basierende wis-
senschaftliche Abhandlung zwischen 1984 und 1999 und der „Emerald Literati Club
2003 Preis“ für einen Artikel im International Journal of Manpower.

Felix Büchels Interessens- und Forschungsgebiete erstreckten sich von der Arbeits-
marktökonomie über die Bildungspolitik bis hin zur Sozialpolitik. Er war aus forschungs-
paradigmatischer Überzeugung ein empirischer Sozialwissenschaftler, der politische
Empfehlungen durch Erfahrungswissen bestätigt wissen wollte. Davon zeugt eine bein-
druckende Liste von Publikationen in internationalen Fachzeitschriften und Sammel-
bänden, aber auch in den Medien der politischen Öffentlichkeit. Sein wissenschaftlicher
Ernst und seine vitale Neugier machten ihn zu einer herausragenden Forschungsper-
sönlichkeit.

Mit seinem Tod verliert das DIW Berlin einen engagierten Wissenschaftler und einen
guten Freund. Unser Mitgefühl gilt seiner Ehefrau und seiner Tochter. Wir werden dem
Verstorbenen ein ehrendes Andenken bewahren.
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